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 Anpassungen des Ausgleichsverfahrens zur Finanzierung der praktischen Ausbildung 

in der Altenpflege aufgrund des Außerkrafttretens des Altenpflegegesetzes 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit der Einführung der generalistischen Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufege-

setz (PflBG) ändern sich auch Rechtsgrund und Verfahren zur Finanzierung der prak-

tischen Ausbildung in der Altenpflege. Dies hat naturgemäß Auswirkungen auf die  

Altenpflegeausgleichsverordnung (AltPflAusglVO) und das dort festgelegte Umlage-

verfahren.  

 

Uns ist bewusst, dass der Abwicklungsprozess schon zu einem früheren Zeitpunkt 

fällig gewesen wäre, um die nötigen rechtlichen Anpassungen vorzunehmen. Leider 

war es uns aufgrund der Belastungen zur Bewältigung der Corona-Pandemie nicht 

möglich, den Abwicklungsprozess zu einem früheren Zeitpunkt zu starten. Wir wis-

sen, dass auch viele Einrichtungen, ambulante Dienste und Verbände seit dem Jahr 

2020 stark ausgelastet sind, zumal ja auch die generalistische Pflegeausbildung um-

gesetzt werden muss. 

 

Es dürfte daher, im Interesse aller Beteiligten liegen, wenn der Verwaltungsaufwand 

möglichst geringgehalten wird und dabei sowohl Einrichtungen und ambulante 
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Dienste wie auch Pflegeempfänger entlastet werden. Mit dem für das Ausgleichsver-

fahren zuständigen Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) haben wir 

verschiedene Modalitäten erörtert und uns – auch unter Berücksichtigung der etab-

lierten EDV-technischen Prozesse, die nicht kurzfristig umprogrammiert werden kön-

nen -, für das nachstehende Verfahren zur Erhebung der Ausgleichsbeträge und Er-

stattung der Ausgleichszuweisungen entschieden.  

 

Erhebung der Ausgleichsbeträge 

Im Erhebungsjahr 2022 sollen letztmalig die Ausgleichsbeträge bei den Einrichtungen 

und ambulanten Diensten gemäß den Bestimmungen des § 3 AltPflAusglVO mit der 

Anzahl der Schülerinnen und Schüler zum Stichtag 01. 08. 2020 durchgeführt wer-

den. Eine Doppelerhebung bezogen auf dieselben Schülerinnen und Schüler wird 

dadurch vermieden, dass ab dem 01.01.2020 begonnene Ausbildungsverhältnisse 

nicht in das Ausgleichsverfahren nach dem AltPflAusglVO einbezogen werden. Er-

fasst werden lediglich diejenigen Schülerinnen und Schüler, die auf der Grundlage 

des Altenpflegegesetzes ausgebildet werden. Dazu ist es erforderlich, dass der Be-

ginn der Ausbildung in den Erhebungsbögen insoweit zutreffend ausgefüllt werden.  

Weitere Details bezüglich des aktuellen Erhebungsverfahrens ergeben sich aus den 

Anlagen zum Erhebungsbogen.  

 

Erstattung Ausgleichsbeträge 

Der entstehende Überschuss aus dem Erhebungsjahr 2022 wird „angespart“, so dass 

mit diesen Mittel auch noch die Ausbildungsverhältnisse in den Jahren 2023 und 

2024 finanziert werden können. Eine Hochrechnung des KVJS hat ergeben, dass die 

„Einnahmen“ aus 2021 und 2022 voraussichtlich reichen würden, um das letzte regu-

läre Ausbildungsjahr in der Altenpflege sowie etwaige Ausbildungsverlängerungen 

zum Beispiel aufgrund von Elternzeit, Prüfungswiederholung oder Teilzeitausbildung 

zu finanzieren.  

 

Neue Einrichtungen und ambulante Dienste 

Für die am Ausgleichsverfahren zu beteiligenden Einrichtungen und ambulante 

Dienste gibt es gemäß § 4 Absatz 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 AltPflAusglVO an 

sich eine Stichtagsregelung, nämlich die Rechtsverhältnisse zum 1. August des Vor-

jahres. Es wäre jedoch kritisch, wenn Einrichtungen und ambulante Dienste, die erst 

seit Beginn des Jahres 2020 im Bereich der Altenhilfe tätig sind, noch bei der Erhe-

bung der Ausgleichsbeträge in der Altenpflege herangezogen würden.  
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Dies widerspräche dem Rechtsgedanken des Ausgleichsverfahrens, die Ausbildungs-

bereitschaft zu stärken, indem alle Einrichtungen und ambulante Dienste zur Finan-

zierung der Ausbildung herangezogen werden. Eine Einrichtung, die aufgrund des In-

krafttretens des PflBG zum Stichtag 01.01.2020 überhaupt nicht (mehr) nach dem Al-

tenpflegegesetz ausbilden kann, ist deshalb in der Regel nicht in das Verfahren zur 

Erhebung der Ausgleichsbeträge einzubeziehen.  

 

Anders ist der Sachverhalt dann zu beurteilen, wenn Einrichtungen oder ambulante 

Dienste, die nach dem 31.12.2019 in Betrieb gegangen sind, jedoch Schülerinnen 

und Schüler nach dem Altenpflegegesetz ausbilden, weil diese vom seitherigen Aus-

bildungsträger zu der neuen Einrichtung bzw. ambulanten Dienst wechseln.  

 

Auch diesen Einrichtungen und ambulanten Diensten soll die Möglichkeit gegeben 

werden, am Umlageverfahren teilzunehmen und Erstattungen beantragen zu können. 

Der KVJS wird daher die ihm bekannten Einrichtungen und ambulante Dienste an-

schreiben und darauf hinweisen, dass eine Teilnahmepflicht am Umlageverfahren 

grundsätzlich nicht besteht, die Teilnahme aber antragsgemäß möglich ist, sofern 

Schülerinnen und Schülern nach dem Altenpflegegesetz ausgebildet werden. 

 

Begründung für das dargestellte Verfahren 

Für die Einrichtungen und ambulanten Dienste hat das vorgesehene Verfahren den 

Vorteil, dass sie aller Voraussicht nach, nicht mehr zu weiteren Erhebung von Aus-

gleichsbeträge herangezogen werden. Aufwändige Erstattungen und Verrechnungen 

des Überschusses mit etwaigen Rückerstattungen an die Pflegeempfängerinnen und 

Pflegeempfänger entfallen in den Jahren 2022 und 2023.  

 

Dies auch vor dem Hintergrund, dass weitestgehend Trägeridentität über die noch 

verbleibende Zeit von Ausbildungen nach dem Altenpflegegesetz besteht. Denn die 

Ausbildungsverhältnisse wurden bereits vor dem oder im Jahr 2019 begründet, sie 

verändern sich lediglich dadurch, dass Schülerinnen und Schüler ihre Ausbildung be-

enden oder bei einem Wechsel des seitherigen Trägers der praktischen Ausbildung; 

neue Ausbildungsverhältnisse kommen nicht mehr hinzu. 

 

Das Sozialministerium und der KVJS wollen die Abwicklung zum Ende des Verfah-

rens so transparent wie möglich gestalten, die auch die Entwicklungen in den verblei-

benden Jahren bis zur vollständigen Abwicklung des Umlageverfahrens in den Blick-

nehmen. Aus heutiger Sicht kann nicht ausgeschlossen werden, dass in der Folgezeit 
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noch Anpassungen notwendig werden, über die es kurzfristig zu entschieden gilt. 

Darüber wollen wir Sie insbesondere auf der Homepage des KVJS zeitnah unterrich-

ten und laden Sie deshalb ein, diese Seite laufend in dem Blick zu behalten und sich 

über die aktuellen Entwicklungen zu informieren. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Tobias Schneider 

Leiter der Abteilung „Soziales“ 


